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gionsgemeinschaften ermittelt und ausgeräumt wird, sowie
bei der Konfliktprävention und der Vermittlung in Konflikten
behilflich zu sein;

c) dafür einzutreten, dass staatliche Amtsträger in
wirksamen Kommunikationsstrategien geschult werden;

d) Führungspersönlichkeiten in ihren Anstrengungen
zu unterstützen, innerhalb ihrer Gemeinschaften die Ursachen
von Diskriminierung zu erörtern, und Strategien zur Bekämp-
fung dieser Ursachen zu entwickeln;

e) die Stimme gegen Intoleranz zu erheben, ein-
schließlich gegen das Eintreten für religiösen Hass, durch das
nationaler Ebene eine positive Rolle bei der Bekämpfung von
Hass, Aufstachelung und Gewalt aufgrund der Religion spie-
len können;

6. fordert alle Staaten auf,

a) wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzu-
stellen, dass öffentliche Amtsträger bei der Wahrnehmung ih-
rer öffentlichen Aufgaben niemanden aufgrund seiner Reli-
gion oder Weltanschauung diskriminieren;

b) Religionsfreiheit und Pluralismus zu fördern, in-
dem die Angehörigen aller Religionsgemeinschaften in die
Lage versetzt werden, ihre Religion zu bekunden und offen
und gleichberechtigt zur Gesellschaft beizutragen;

c) die Vertretung und sinnvolle Teilhabe eines jeden,
ungeachtet seiner Religion oder Weltanschauung, in allen Be-
reichen der Gesellschaft zu unterstützen;

d) entschlossen dagegen anzugehen, dass Personen-
profile auf Basis der Religionszugehörigkeit erstellt werden,
worunter verstanden wird, dass die Religion in unstatthafter
Weise als Kriterium bei der Durchführung von Befragungen,
Durchsuchungen und anderen Ermittlungsverfahren der
Strafverfolgungsbehörden verwendet wird;

7. fordert alle Staaten außerdem auf, Maßnahmen
und Politiken zu verabschieden, um die uneingeschränkte
Achtung und den vollen Schutz von Kultstätten, religiösen
Stätten, Grabstätten und Heiligtümern zu fördern, und Maß-
nahmen zu ergreifen, wenn solche Stätten vandalisiert oder
zerstört zu werden drohen;

8. fordert
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4. betont außerdem, dass die Religions- und Weltan-
schauungsfreiheit und das Recht der freien Meinungsäuße-
rung einander bedingen, miteinander verknüpft sind und sich
gegenseitig verstärken, und hebt ferner die Rolle hervor, die
diese Rechte bei der Bekämpfung aller Formen der Intoleranz
und der Diskriminierung aufgrund der Religion oder der
Weltanschauung spielen können;

5. nimmt mit tiefer Besorgnis davon Kenntnis, dass
Intoleranz und Gewalt, gleichviel von wem sie begangen wer-
den, gegenüber Angehörigen zahlreicher religiöser und ande-
rer Gemeinschaften in verschiedenen Teilen der Welt insge-
samt zugenommen haben, namentlich Fälle, deren Beweg-
gründe Islamfeindlichkeit, Antisemitismus und Christen-
feindlichkeit sind;

6. verurteilt nachdrücklich jedes Eintreten für reli-
giösen Hass, durch das zu Diskriminierung, Feindseligkeit
oder Gewalt aufgestachelt wird, sei es durch den Einsatz von
Print-, audiovisuellen oder elektronischen Medien oder durch
andere Mittel;

7. bekundet ihre Besorgnis über das Fortbestehen in-
stitutionalisierter gesellschaftlicher Intoleranz und Diskrimi-
nierung gegenüber vielen Menschen aufgrund der Religion
oder der Weltanschauung und betont, dass die Ausübung des
Rechts, sich zu einer Religion oder Weltanschauung zu be-
kennen, nicht an rechtliche Verfahren in Bezug auf religiöse
oder auf einer Weltanschauung gründende Gruppen und Kult-
stätten gebunden ist und dass solche Verfahren, sofern sie auf
nationaler oder lokaler Ebene rechtlich erforderlich sind,
nichtdiskriminierend sein sollen, um zum wirksamen Schutz
des Rechts aller Personen, ihre Religion oder Weltanschau-
ung allein oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich oder
privat auszuüben, beizutragen;

8. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von der Lage, in der
sich Menschen in Situationen der Verwundbarkeit, nament-
lich Personen, denen die Freiheit entzogen ist, Flüchtlinge,
Asylsuchende und Binnenvertriebene, Kinder, Angehörige
nationaler oder ethnischer, religiöser und sprachlicher Min-
derheiten und Migranten, im Hinblick auf ihre Fähigkeit be-
finden, ihr Recht auf Religions- und Weltanschauungsfreiheit
frei auszuüben;

9. betont, dass die Staaten verpflichtet sind, die nöti-
ge Sorgfalt walten zu lassen, um gegen Angehörige religiöser
Minderheiten gerichtete Gewalthandlungen, gleichviel von
wem sie begangen werden, zu verhüten, zu untersuchen und
zu bestrafen, und dass die Nichteinhaltung dieser Verpflich-
tung eine Menschenrechtsverletzung darstellen kann;

10. betont außerdem, dass keine Religion mit Terroris-
mus gleichgesetzt werden soll, da dies nachteilige Auswir-
kungen auf den Genuss des Rechts auf Religions- und Welt-
anschauungsfreiheit durch alle Mitglieder der betreffenden
Religionsgemeinschaft haben kann;

11. missbilligt die nach wie vor auftretenden Fälle re-
ligiöser Intoleranz sowie neue Hindernisse für den Genuss
des Rechts auf Religions- und Weltanschauungsfreiheit, dar-
unter

a) Fälle von Intoleranz und Gewalt, die gegen Ange-
hörige zahlreicher religiöser Minderheiten und anderer Ge-
meinschaften in verschiedenen Teilen der Welt gerichtet sind;

b) Fälle von religiösem Hass, Diskriminierung, Into-
leranz und Gewalt, die sich durch die abfällige Stereotypisie-
rung, negative Darstellung und Stigmatisierung von Personen
aufgrund ihrer Religion oder Weltanschauung äußern kön-
nen;

c) unter Verstoß gegen das Völkerrecht, insbesonde-
re die internationalen Menschenrechtsnormen und das huma-
nitäre Völkerrecht, verübte Angriffe auf oder Zerstörung von
religiösen Orten, Stätten und Heiligtümern, die für die Würde
und das Leben der Angehörigen von Gemeinschaften, die spi-
rituelle oder religiöse Überzeugungen vertreten, mehr als nur
materielle Bedeutung haben;

d) Fälle, die sowohl vor dem Gesetz als auch in der
Praxis Verletzungen des Grundrechts auf Religions- und
Weltanschauungsfreiheit darstellen, einschließlich des indivi-
duellen Rechts, die eigenen spirituellen und religiösen Über-
zeugungen öffentlich zu äußern, unter Berücksichtigung der
einschlägigen Artikel des Internationalen Paktes über bürger-
liche und politische Rechte432 sowie anderer internationaler
Übereinkünfte;

e) Verfassungs- und Rechtsordnungen, die keine an-
gemessenen und wirksamen Garantien für die Gedanken-,
Gewissens-, Religions- und Weltanschauungsfreiheit für alle
ohne Unterschied vorsehen;

12. fordert die Staaten nachdrücklich auf, ihre An-
strengungen zum Schutz und zur Förderung der Gedanken-,
Gewissens-, Religions- und Weltanschauungsfreiheit zu ver-
stärken, und zu diesem Zweck

a) sicherzustellen, dass ihre Verfassungs- und
Rechtsordnung angemessene und wirksame Garantien für die
Gedanken-, Gewissens-, Religions- und Weltanschauungs-
freiheit für alle ohne Unterschied vorsieht, unter anderem
durch den Zugang zur Justiz und die Bereitstellung wirksamer
Rechtsbehelfe in Fällen, in denen das Recht auf Gedanken-,
Gewissens-, Religions- und Weltanschauungsfreiheit oder
das Recht auf freie Religionsausübung, einschließlich des
Rechts, die eigene Religion oder Weltanschauung zu ändern,
verletzt worden ist;

b) sicherzustellen, dass die vorhandenen Rechtsvor-
schriften weder in diskriminierender Weise angewandt wer-
den noch zu Diskriminierung aufgrund der Religion oder
Weltanschauung führen, dass niemand, der ihrer Herrschafts-
gewalt untersteht, aufgrund seiner Religion oder Weltan-
schauung des Rechts auf Leben, Freiheit und Sicherheit der
Person beraubt wird und dass niemand aus diesem Grund der
Folter oder anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedri-
gender Behandlung oder Strafe oder willkürlicher Festnahme
oder Inhaftnahme unterworfen wird, und alle, die diese Rech-
te verletzen, vor Gericht zu stellen;

c) den Verletzungen der Menschenrechte von Frauen
ein Ende zu setzen und besondere Aufmerksamkeit der Ab-
schaffung von Praktiken und Rechtsvorschriften zu widmen,
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die Frauen diskriminieren, namentlich bei der Ausübung ihres
Rechts auf Gedanken-, Gewissens-, Religions- und Weltan-
schauungsfreiheit;

d) sicherzustellen, dass niemand aufgrund seiner Re-
ligion oder Weltanschauung beim Zugang unter anderem zu
Bildung, medizinischer Versorgung, Beschäftigung, humani-
tärer Hilfe oder Sozialleistungen diskriminiert wird und dass
jeder das Recht und die Möglichkeit hat, unter allgemeinen
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gions- und Weltanschauungsfreiheit436, insbesondere seine
Stellungnahmen zur interreligiösen Kommunikation;

18. fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, mit
dem Sonderberichterstatter voll zusammenzuarbeiten, seinen
Anträgen auf Besuch ihres Landes zu entsprechen und alle In-
formationen und weiterführenden Angaben zur Verfügung zu
stellen, die für die wirksame Wahrnehmung seines Mandats
erforderlich sind;

19. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass
der Sonderberichterstatter die für die uneingeschränkte Erfül-
lung seines Mandats notwendigen Ressourcen erhält;

20. ersucht den Sonderberichterstatter, der General-
versammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung einen
Zwischenbericht vorzulegen;

21. beschließt, die Frage der Beseitigung aller Formen
von religiöser Intoleranz auf ihrer siebenundsechzigsten Ta-
gung unter dem Punkt „Förderung und Schutz der Menschen-
rechte“ zu behandeln.

RESOLUTION 66/169

Verabschiedet auf der 89. Plenarsitzung am 19. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/66/462/Add.2, Ziff. 108)437.

66/169. Nationale Institutionen zur Förderung und zum 
Schutz der Menschenrechte

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen über na-
tionale Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Men-
schenrechte, zuletzt Resolution 64/161 vom 18. Dezember
2009, sowie auf die Resolutionen der Menschenrechtskom-
mission und des Menschenrechtsrats betreffend nationale In-
stitutionen und ihre Rolle bei der Förderung und dem Schutz
der Menschenrechte,

unter Begrüßung des weltweit rasch wachsenden Inter-
esses an der Schaffung und Stärkung unabhängiger, pluralisti-
scher nationaler Institutionen zur Förderung und zum Schutz
der Menschenrechte,

unter Hinweis auf die Grundsätze betreffend die Stel-
lung nationaler Institutionen zur Förderung und zum Schutz
der Menschenrechte („Pariser Grundsätze“)438,

in Bekräftigung der wichtigen Rolle, die diesen nationa-
len Institutionen jetzt und auch künftig dabei zukommt, die
Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu
schützen, die Partizipation und die Rechtsstaatlichkeit zu stär-
ken und das Bewusstsein der Öffentlichkeit für diese Rechte
und Freiheiten zu wecken und zu verstärken,

unter Hinweis auf ihre Resolution 65/207 vom 21. De-
zember 2010 über die Rolle von Ombudspersonen, Mediato-
ren und anderen nationalen Menschenrechtsinstitutionen bei
der Förderung und dem Schutz der Menschenrechte,

in Anerkennung der wichtigen Rolle, die den Vereinten
Nationen, insbesondere dem Amt des Hohen Kommissars der
Vereinten Nationen für Menschenrechte, bei der Unterstüt-
zung des von den Pariser Grundsätzen geleiteten Aufbaus un-
abhängiger und wirksamer nationaler Menschenrechtsinstitu-
tionen zukommt, sowie in dieser Hinsicht anerkennend, dass
bei der Förderung und dem Schutz der Menschenrechte Mög-
lichkeiten für eine verstärkte und komplementäre Zusammen-
arbeit zwischen den Vereinten Nationen, dem Internationalen
Koordinierungsausschuss der nationalen Institutionen zur
Förderung und zum Schutz der Menschenrechte und diesen
nationalen Institutionen bestehen,

unter Hinweis auf die Erklärung und das Aktionspro-
gramm von Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonfe-
renz über Menschenrechte verabschiedet wurden439 und in de-
nen die wichtige und konstruktive Rolle der nationalen Men-
schenrechtsinstitutionen bekräftigt wurde, insbesondere in ih-
rer Eigenschaft als Berater der zuständigen Behörden und ih-
rer Rolle bei der Verhütung und Behebung von Menschen-
rechtsverletzungen, bei der Verbreitung von Informationen
über die Menschenrechte und bei der Menschenrechtserzie-
hung,

bekräftigend, dass alle Menschenrechte allgemeingültig
und unteilbar sind, einander bedingen, miteinander verknüpft
sind und sich gegenseitig verstärken und dass alle Menschen-
rechte in fairer und gleicher Weise, gleichberechtigt und
gleichgewichtig behandelt werden müssen,

eingedenk der Bedeutung nationaler und regionaler Be-
sonderheiten und der verschiedenen historischen, kulturellen




